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heute im Präsidium des Gemeindetags:

„Die Bremsklötze müssen weg“

Städte und Gemeinden wollen Konjunkturpaket II schnell umsetzen

Stuttgart.   Der Gemeindetag begrüßt das Konjunkturpaket des Bundes, das zu 70 Prozent in kommunale Investitionen fließen soll. Städte und Gemeinden seien bereit, das Investitionsprogramm schnell umzusetzen. Dazu müssten aber bürokratische Hindernisse beseitigt werden. „Die Bremsklötze müssen weg“, sagte der Präsident des Gemeindetags, Roger Kehle.

Enttäuschung über bürokratische Hürden

„Der Bund zeigt sich hier einmal als guter Anwalt kommunaler Interessen. Auf kommunale Investitionen zu setzen ist auch deshalb sinnvoll, weil konjunkturwirksame Maßnahmen auf örtlicher Ebene am schnellsten umgesetzt werden können. Also genau das, was zur Stützung mittelständischer Unternehmen und Sicherung der Arbeitsplätze jetzt erforderlich ist“, sagte Kehle. „Ich bin aber enttäuscht über die vielen bürokratischen Hürden, die uns in den Weg gelegt werden. Für Jubel in den Rathäusern ist es deshalb noch zu früh.“

Schnelle konjunkturwirksame Ausgaben seien nicht möglich, wenn allzu hohe Anforderungen an die Zusätzlichkeit kommunaler Investitionen gestellt werden. Das Förderprogramm müsse auch finanzschwache Städte und Gemeinden in die Lage versetzen, zu investieren. In der derzeitigen Wirtschaftslage sei es wichtig, dass auch vom Steuerrückgang betroffene Städte und Gemeinden ihr Investitionsniveau nicht weiter zurückfahren.

„Die vom Bund geforderten Investitionen über dem Niveau der steuerstarken Jahre 2006 bis 2008 sind praktisch nicht erreichbar. Es wäre ein Riesenerfolg, wenn mit dem Konjunkturprogramm in der Krise ein gravierender Einbruch der kommunalen Investitionstätigkeit verhindert werden kann“, so Kehle im Präsidium des kommunalen Landesverbands.

Investitionen werden unnötig schwer gemacht

Da nur Maßnahmen gefördert werden sollen, die über den für 2009 beschlossenen Haushaltsplan hinausgehen, werde verlangt, dass die Kommunen ihre Haushaltspläne 2009 überziehen. Gemeinden, die bereits vorsorglich konjunkturstützende Investitionen in ihren Haushalt 2009 eingestellt haben, würden benachteiligt. „Es wird den Gemeinden fast unmöglich gemacht, sich korrekt zu verhalten“, sagte Kehle. „Das kann die rasch notwendige Stützung der Wirtschaftsentwicklung unnötig hinauszögern.“ Daher müsse man gemeinsam mit dem Land praktikable Lösungen finden. Für die Umsetzung des Konjunkturpakets II durch Städte und Gemeinden müsse jetzt Vorfahrt signalisiert werden.

Verfahren vereinfachen und abkürzen

Das Konjunkturpaket des Bundes müsse mit dem Investitionsprogramm des Landes verzahnt werden. Der Gemeindetag will einheitliche Förderquoten und Förderkriterien in Bereichen, für die Mittel des Bundes und des Landes oder aus dem Kommunalen Finanzausgleich zur Verfügung stehen.

Förderverfahren müssten abgekürzt werden. Dazu seien klare Vorgaben der Landesregierung und ein besonderer Stab bei jedem Regierungspräsidium erforderlich. Die Beschleunigung der Investitionen dürfe aber nicht zulasten notwendiger und sinnvoller Kontrollen gehen. Die Anhebung der Wertgrenzen für Auftragsvergaben sei richtig, jedoch sei hinsichtlich weiterer Lockerungen des Vergaberechts Vorsicht geboten, so der Gemeindetag.
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